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Stenographischer Bericht 


—— un nn en Tu en TE Te m DE u ——— — 


über die am Agmatge den 27.Januar 1934 im Nauen 
Sitzungssaal des Rathauses der Stadt Saarbrücken 
Stattgefundene Vollversammlung des Landesrates. 





Vorsitzender Scheuer: Meine Dame und meine Herren! Ich eröffne die 
heutige Sitzung ( 10 Uhr 5 Minuten). 


u Di s) (sion ist a A aan 
Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar ; 


Regierungsrat Steng, als Vertreter des Regierungskommissars 
ür indirekte Steuem. 


on den HNITE PAETT aenten ey 4 LE Le = PN; 


Hirschm DF)-Püttlingen; Kiefer (DF)-Saarbrücken; 
Schmoll nPioa) Eittlinge | .. 


Die 


Spyaag ayasıydmubousys vE7204G400S H 7 


Tagesordnung 
STZZIIEIIZIITITIIEI I III IT IIIn 


liegt Ihnen vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 
Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 

1) Besteuerung der zum Antrieb der Verbrennungs-. 
maschinen von Kraftfahrzeugen dienenden flüssigen 
Treibmittel; 

2) Besteuerung der Nineralöle. 


12 


Der Ältostenrat hat beschlossen, daß die beiden Punkte 
zusammen zu behandeln sind und jeder Fraktion 20 Minuten 
Redezeit zur Verfügung steht. 


äbg. Detjon (KR) zur Geschäftsordnung: Die Kommunistische Fraktion 
beantragt, daß-außerhalb der agesorännng Stellung genommen 
wird zu zwei Punkten, und zwar zu dem lerrorregiment der 1 
Deutschen Front, dem Völkerbundsregime an der vaar und zu den 
Forderungen der Werktätigen im Saargebiet. di 
Wir haben folgende Begründung hierzu. 


Glocke 
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- Glocke des Vorsitzenden - 1 
Vorsitzender: Ich möchte bemerken, daß der Ältestenrat ausdrücklich '! 
eschlossen hat, daß außer dieser Tagesordnung w zu weiteren 
Punkten das Wort nicht gegeben wird. 

(Abg. Detjen (KP): versucht weiter zu reden !) 1 

- Glocke des Vorsitzenden - i 

Herr Abgeordneter Detjen, ich entziehe Ihnen das Wort! I 


Abg. Detjen (BR: Ich mache den Herm Vorsitzenden darauf aufnerk- ! 
sam, daß das eine Terrorisierung der Abgeordneten ist. | 





- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Ich habe Ihnen das Wort entzogen. Das Wort erteile 
ich dem Herrn Staatskommissar. 


(Staatskommissar Kuchenbecker kommt aber nicht z 
reden! 


äbg. Detjen(KP): Ich stehe auf dem Standpunkt, daß wir jederzeit 
Anträge einbringen können. Weiter Sind wir der Meinung,daß 
wir uns diese Behandlung nicht gefallen lassen können. 

- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Ich rufe Sie zur Ordnung, Herr Abgeordneter Detjen 
mache Sie darauf aufmerksam, daß ein zweiter Ordnungsruf 

den Ausschluß aus den Sitzungen für 3 Monate zur Folge hat. 

Abg. Detjen (KP): Sie brauchen mich nicht zur Ordnung zu rufen. 


- Glocke des Vorsitzenden - 





SIYA9T y25' yd . Bouarc us 72047 4DOS H 7 





Vorsitzender: Ich ersuche Sie, jetzt Schluß zu machen. 
Abg. Detjen (KP): Diese Behandlung lasse ich mir nicht gefallen. 
- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Herr Abgeordneter Detjen, ich rufe Sie _ zum zweiten 
e zur Ordnung, und ich lasse mir nicht gefallen, daß Sie 
els Fraktion ..... 
(Zwischenrufe der Kommunisten ) 
Ich habe Ihnen das Wort entzogen. 


Abg. Detjen (KP): Ich rede bis ich fertig bin und meine Anträge 
| eingebracht habe. 


er N PHOZ 


- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Ich habe Sie jetzt schon zweimal zur Ordnung gerufen. 


Abg. Detjen(KP) redet weiter, was aber durch die Zwischenrufe der 
Kommunisten nicht mehr verstanden werden kann. 


- Glocke des Vorsitzenden - 
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Vorsitzender; Ich schließe die Sitzung und lege eine Pause ein 
von 10 Minuten. 


(bg. Detjen(KP) wird daraufhin von zwei blauen Polizei- 
eamten aus dem Saale geführt. 


-rFFa use - 


Vorsitzender: Die Sitzung ist wieder eröffnet. 
Abg. Sommer (KP) meldet sich zum Wort zur Geschäftsordnung, 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Sommer, ich erteile das Wort zur 
Geschäftsordnung nicht mehr. 


(Abg. Sommer redet trotzdem weiter. ) 
- Glocke des Vorsitzenden - 
Vorsitzender: Herr Abgeordneter Sommer, ich rufe Sie zur Ordnung. 


Ich erteile das Wort dem Herm Stastskommissar. | 


— 
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orsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Dame und meine Herren! Is sind 


in den letzten Kommissionssitzungen verschiedene Fragen en 
die geeterung gerichtet worden, auf die ich Ihnen auftrags- 
gemäß ie erteilten Antworten bekanntgeben muß. 


Zunächst ist gefragt worden: 


"Die Regierungskommission hat dem handegret bisher 
nur über die Brutto-Zolleinnahmen bis zum 31.3.32 eine Auf- 
teil überreicht. Die Zahlen für 1932 /83 sind bislang 
nicht bekanntgegeben worden. HER 

Wann gedenkt die Regierungskommission diese Auf- 
stellung vorzulegen ? 


Die Antwort hierauf lautet: 


“Die Zolleinnahmen des letzten Jahres werden dem Lan- 
desrat im Laufe des nächsten Nbnats bekanntgegeben werden." 


Die weitere Frage lautet: 


"Beziehen französische Lastwagen-und Omnibusbesitzer 
von seiten der Regierung Zuschüsse 7” Wenn das zutrifft,wird 
um Auskunft gebeten, ob beabsichtigt ist, auch den saarlän- 
dischen Lastwagen-und Omnibusbesitzern diese Vergünstigung 
zu gewähren?" 


Es ist hierzu mitgeteilt worden, 


“daß in Frankreich die Departements im Interesse der 
eterune (06 Verkehrs Zuschüsse zu Auto-Omnibustransporten 


geben, ähnlich wie dies im Saargebiet durch die Kreise ge- 
Schieht. " 


Zu der anderen Frage: 


"Die Kündigung des deutsch-französischen Handelsver- 
trages-durch die französische Regierung bringt die gesante 
saarländische Wirtschaft, insbesondere den Handel, aber‘ 
auch die Versorgung der Bevölkerung in eine sehr kritische 

e. Angesichts dieser Tatsache hätte man erwarten können 
daß die französische Regierung vor der Kündigung des Handels- 
vertrages bei der Regierungskömmission des Saargebietes Er- 
kundigungen über die besonderen Auswirkungen dieser Naßnahnme 
auf das Saargebiet eingezogen hätte. "2 
Ist ein solcher Schritt der französischen Regierung 


bei der Regierungskommission des Saargebietes erfolgt ? 
habe ich folgende Antwort zu erteilen: 


"Nach der mir hierzu mitgeteilten Antwort war die 
französische Regierung über die Auswirkungen der Kündigung 
des Handelsvertrages auf das Saargebiet unterrichtet worden, 
sodaß sich die Einziehung von Erkundigungen durch sie über 
diese Frage erübrigte. Die aus Anlaß der Besprechung mit 
den Wirtschaftskreisen des Saargebietes mit der französi- 
schen Regierung eingeleiteten Verhandlungen schweben noch." 


Was 
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Was die Frage nach dem Inhalt der Vorschläge anbelangt ‚habe 
ich den Auftrag mitzuteilen, 


“daß es nicht der Gepflogenheit entspricht, die Öffent- 


-lichkeit über den Gang derartiger Verhandlungen zu 
unterrichten." 


55 
en 


bg. Lieser (SP) erbittet das Wort zur Geschäftsordnung! 


orsitzender: Ich mache darauf aufmerksam, daß für die zwei Punkte 4 
ie heute zur Debatte stehen, eine Geschäftsordnungsdebatte 


nicht in Frage konnt. | 
bg, Lieser (SP): Das dürfen wir doch noch. 


mer: Nein, zur Geschäftsordnung kann ich das Wort nicht er- 
eilen. 






bg. Lieser (SP): Wir erklären hiemit, daß wir unter diesen Verhält- 
nissen hier nicht verhandeln können, und wir verlassen als 
Protest den Sitzungssaal. 


(Die Abgeordneten Petri, Lieser und Braun verlassen 
geschlossen die Sitzung). 


mar: Zu den beiden Vorlagen hat der Herr Abgeördnete Albrecht 


s Berichterstatter einen schriftlichen Bericht vorgelegt, 
welcher lautet: 


Be richt 


der 1. und 3. Kommission des Landesrates über die 
Beratung des Verordnungsentwurfes betreffend: 


1) Besteuerung der zum Antrieb der Verbrennungs- 
maschinen von Kraftfahrzeugen dienenden flüs- 
sigen Treibmittel; 


2) Besteuerung der Mineralöle, 


Die 1. und 3. Kommission haben in ihren gemeinsamen 
HRmgen vom 18. und 3. Januar ds.Js. die Vorlage beraten. 
em Verordnungsentwurf war eine Denkschrift der Regie- 
rungskommission beigegeben; desgleichen hatten die Handels- 
kammer zu Saarbrücken, sowie die Arbeitsgemeinschaft für 
das Saargebiet des Verbandes Deutscher Kraftverkehrs-Gesell- 
schaften je eine Eingabe vorgelegt. Der Automobil-Club des 
Saargebietes sowie der Schutzverein für Handel und Gewerbe 
erklärten in ihren Schreiben vom 24. Januar ds.Js., daß sie 
sich sänstinuig zu den Ausführungen der Handelskammer be- 
kennen und sic ‚gern Vorschlägen voll und ganz anschließen, 
Die Deutsche Front steht auf dem Boden der Eingabe 
der Handelskammer, behält sich aber im übrigen wie die Kom- 
munistische und Sozialdemokratische Fraktion ihre endgül- 
tige Stellungnahme bis zur Vollversammlung vor. 
Zur weiteren Begründung des Entwurfes geb der Vertre- 


ter der Regierungskommission, Regierungsrat Steng, folgende 
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folgende 


Erklärung 


ab; 


" Die Besteuerung der Kraftfahrzeuge im Reich ist 
z.Zt. wie folgt gere elt: 

Die Benutzung von Kraftfahrzeugen zum Befahren 
öffentlicher Wege unterliegt einer Reichssteuer, die nach Ab- 
zug von 4 % Verwaltungskosten den Ländern zum Wegebau und zur 
napsanterhel tun nach einem bestimmten Schlüssel (Einwohner- 
z und Fläche) zugewiesen wird. 


Die Steuer beträgt für die Dauer eines Jahres für: 


1) Krafträder mit Antrieb durch Verbrennungsmaschinen 


für je 100 ccn.Hubraum 8.-Mark; 


2) re mit Antrieb durch Verbrennungs- 
us Omni 


maschinen (mit nahme der busse) für je 100 ccm. 
‚-liark; 


3) Kraftomnibusse mit Antrieb durch Verbrennungsmaschinen 


für je 200 ke.Eigengewicht ee mit einem Zuschlag 
von 0, sofem sie nicht auf allen Rädern mit luft- 
bereifung versehen sind). 


4) Elektrisch oder mit Dampf angetriebene Kraftfahrzeuge, 
sowie Zugmaschinen ohne Güterladeraum für je 200 kg. 
Eigengewicht 20.-Nark; 


5) Anhänger 100 Merk (unter Ermäßigung auf die Hälfte 
für einachsige Anhänger); 


6) Probefahrzeuge; 


Kraftfahrzeuge jeder Art 250.-Nark; 
Krafträder 6 ee, 


Von der Steuer sind befreit, Personenkrafträder und Per- 


sonenkraftwagen (mit Ausnahme der Omnibusse), die nach dem 
31.3.1983 erstmalig zum Verkehr zugelassen 


sind. 
Die Steuer kann gemäß Gesetz vom 31.5.1933 (R.G.B1.1.8,315 
für Perso 


omnibusse) die vor dem 1.4.1933 erstmalig zum Verkehr zugelss- 
sen sind, für die zukünftige Dauer der Benutzung abgelöst werden. 


Die Ablösung beträgt, wenn das Fahrzeug erstmalig zugelassen ist: 
innerhalb des ersten Jahres vor der Antragstellung das dreifache, 


innerhalb des zweiten Jahres nach der Antragstellung das zwei- 
einhalbfache, innerhalb des dritten Jahres nach der Antra 


stel- 
lung das zweifache, vor mehr als drei Jahren das Siuelanalhieihe 
der Jahressteuer. 


Bemerkt wird noch, daß die Mineralleichtöle und die ° 
leichten Steinkohlenteeröle inländischer Erzeugung einer Reichs- 
steuer von 3,8 Mark pro dz. unterworfen worden sind, wobei die 
Regierung ermächtigt worden ist, diesen Satz zu erhöhen oder 
zu ermäßigen, wenn die wirtschaftlichen Belange es erfordern. 

Di + achen Mineralöle sind lediglich dem Eingangszoll 
unterwor 


en. | 
Eine BOBEARDERteugEURg für Gis aye Antrieb mit Verbren- 
nungsmaschinen dienenden Vle Iindet nicht statt. 


enkrafträder und Personenwagen( mit Ausnahme der Kraft- 
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- In der Sitzung vom 18. ds.Mts. stellt die Deutsche Front 
durch den Abgeordneten Becker folgende Fragen: 


1) Wie hoch war der Verbrauch von Nineralölen im Rechnungs- 
jahr 1933 ? er 


2) Wie_hoch war der nängang an Straßenbenutzungsgebühren 
im Rechnungsjahr 1933 ? | Ä 


4 


3) Bei der ng Ser Diirekten Steuern am 4. Juli 
1932 hat_der Abgeordnete Becker Ausführungen über die 
Mineralölsteuer und deren Erhebung gemacht. Hat die Re- 
gierungskommission Vorkehrungen getroffen, daß alle Bin- 


nahmen aus dieser Steuer dem Saargebiet restlos zugute 
kommen ? 


4) Die Regierungskommission hat dem Landesrat bisher nur 
über die Brutto-Zollein en bis zum 31.3.32 eine Auf- 
teilung überreicht. Die Zahlen für 1932/33 sind bislang 
nicht bekannt gegeben worden. 


Wann gedenkt die Regierungskommission diese Auf- 
stellung vorzulegen? 


5) Wann gedenkt die Regierungskommission dem Landesrat den 
Rechnungsabschluß zum Haushalt 1931 und den Voranschlag 
zum beginnenden Rechnungsjahre zur Begutachtung vorzu- 


legen 
uf diese Fragen erteiit der Regierungsvertreter, Regierungsrat 
SE eng folgende Antworten: e au ’ “ 
Zu_L: Nach den gemachten Berechnungen und eingezogenen Er- 
kundigungen betrug der Terbrasch in Kale Er r 1933_an 
Benzin nzol und Gasölen zusammen et#a 2 hi. Es 


darf’aber nicht vergessen werden, daß diese Öle nicht 
ausschließlich zum Antrieb von Kraftfahrzeugen dienen, 
sondern guch zum Antrieb von_stehenden Motoren und zu 
anderen Verwendungszwecken (Reinigung, Herstellung von 
chemischen Produkten). 

Der Jahresverbrauch an flüssigen Betriebsstoffen 
für Kraftfahrzeuge wird_von der Verwaltung auf 200 000 hl. 
geschätzt, während das Straßenverkehrsamt zu einer weit 
geringeren Zahl gekommen ist. 


Be Der Eingang an Straßenbenutzungsgebühren wer im Hi 

Jahre 1933 rund 8,2 Millionen Franken, wobei zu berücksich- | 
tigen ist, daß die Erhebung der Straßenbenutzungsgebühr i 
sich in diesem Jahre kaum zur Hälfte auswirkt. 


Aufgrund des Artikels 6 des Abkommens zwischen dem 
Saargebiet unä Frankreich vom 15. Jamar 1925 war die Erhe- 
bung der lüineralölsteuer der Zollverwaltung übertragen 
worden. Es ist nunmehr beabsichtigt, die Verwaltung nicht 
nur dieser Steuer, sondern auch die Treibmittelsteuer den 
Steusrorganen zu übertragen. Von dieser Absicht würde nur 
dann geeSpmagen mersen, wenn erhebliche Schwierigkeiten 
sich durch die aTeasune ergeben würden. 

‚ „Der Zollverwaltung bleibt für die Folge nur übertragen 
die Erhebung der Steuer von denjenigen Vorräten, die si 
in einfahrenden Kraftfahrzeugen befinden. 


ZU_ 
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Zu 4 und 5; Zu diesen Fragen wurde noch keine Antwort erteilt. 
= 


rr Staatskommissar Kuchenbecker hat die Beantwortung die- 
der Fragen bis zur Vollversammlung zugesagt. 


In der PL FSUNg vom 23.48.Mts. stellte die Deutsche Front 
folgende weitere Fragen: 


6) Beziehen französische Lastwagen-und Omnibusbesitzer 


von seiten der Regierung Zuschüsse ? Wenn das zutrifft, 


wird um Auskunft gebeten, ob beabsichtigt ist, auch, 
den sesrländischen Lastwagen-und Omnibusbesitzern die- 
se Vergünstigung zu gewähren? 


7) Nach } 22 Absatz 6 der bisherigen Verordnung ist das 

Kraftfahrzeug eincs Kriegsbesci 
Was_gedenkt die Regierungskommission dieserhalb in der 
vorliegenden Verordnung zu tun ? 


8) Wie setzt sich der Preis für Benzol zusammen ? Telche 
Belastungen ruhen darau 


9) Ist die Regierungskommission bereit, die Treibstoff- 
steuer auf_25.-Franken festzusetzen und daneben dic 
enpıge SUrpBortsnntmungngobthr auf die Hälfte er- 
mäßigt woiterbestehen zu lassen ? 


(Ein Abgeordneter führt als Beispiel an, daß 
noch der neuen Vorlage der Omnibusverkehr der Straßen- 
Beh » Neunkirchen mit 100 000 Franken mehr belastet 
wird. 


10) Die Kündigung des deutsch-französischen Handelsvertra- 
ges durch die französische RUF erung bringt die a ge- 
Sante Sasrländische Wirtschaft, insbesondere den Han- 
del, aber auch die Versorgung der Bevölkerung in eine 
sehr kritische Lage. jerie ts dieser Tatsache hätte 
mon erwarten dürfen, daß die französische Regie 
vor der Kündi des ODE LAT SCH zug on bei der Regie- 
rungskommission des Saargebietes Erkundigungen über 
die besonderen Auswirkungen dieser Maß e auf das 
Saargebiet eingezogen hätte, e 

‚ Ist ein solcher Schritt der französischen 
Regierung bei der Regierungskommission des Saarge- 
bietes erfolgt ? 


11) Welche Schritte hat dis Regierangskommission unter- 
nonnen und welche Vorschläge hat sie gemacht, um die 
Gefährd der Saarwirtschaft, die durch die Kündigung 
nun eingetreten ist, abzuwenden ? 


Die Kommunisten beantragen zu $ 4 eine andere Formulierung. 


Der Vertreter dor Regierung, Regierungsrat Steng, führt hierzu 
folgendes aus: 


"Die allgencine Umsatzsteuer besteuert jeden Unsatz, 
den-eine Ware auf dem Wege vom Hersteller (Importeur 
zum Verbraucher durchläuft. Die Kokerei_ hätte also _ 
nach allgemeinen Unsatzsteucrrecht von Entgelt, das sie 
für das an Großhändler verkaufte Benzol erhält, die Um- 
Satzsteuer zu zahlen; der Großhändler hätte vom Entgelt, 
des er für das an einen Kleinhändler weiterverkaufte 
Benzol erhält, ebenfalls die Umsatzstouer zu entrichten 


und 
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und auch der Kleinhändler hätte _vom Warenpreis, zu den cr 
san Benzol an Verbraucher abgibt, die UnsatzStcuer zu entrich- 
en. En 
‘ Diese Art ‘der Besteuerung der Narenunsätze ist in 

Frankreich bei verschiedenen liaren ersetzt worden durch die Be- 
steuerung eines einzelnen Umsatzes zu cinen erhöhten Steucr- 
satz_(Phasenbesteuerung). So auch mit Wirkung von 1.5.1982 zb 
für Erdöle und Benzole. Zur Aufrechterhaltung der \ettbowerbs- 
fähigkeit der saarländischen Mineralölhändler und Verarbeiter 
und zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung ist diese Besteu- 
erungsart von Saargebiet übernommen worden. 


Andtelle der Besteuerung der einzelnen Umsätze _von 
Erdölen und Benzolen mit je 2 % des Entgeltes tritt die Besteue- 
rung des ersten Umsatzes ein mit der Maßgabe, daß die weiteren 
Umsätze unshtzstenerfrei bleiben. Als erster Umsatz 2% dabei 
bei eingeführten Waren die Einfuhr selbst; die einmalige Abgabe 
gelanzt eig die Zollbehörde gleichzeitig mit dem Eingangszoll 
zur Erhebung. 
Diese einmalige mpatnanesb5 beträgt für Erdöle 8 %, 

für Benzole 4 % und zwar nach der Vorschrift Frankreichs bei 
aus dem Zollausland eingeführtem Erdöl nicht vom wirklichen 
Gestehungspreis (larenpreis plus Fracht _ usw. plus Zoll plus 
Verbrauchssteuer), sondern von einem amtlich festgesetzten 

rchschnittspreis, den verzolltes und vertceuertes Erdöl in 
er Monat der Einfuhr vorausgegangenen zweiten Mönat erzielt 

at. Ä 
Da nun diejenigen Erdöle, die zum Antrieb von Kraft- 
fahrzeugen bestimmt sind, BRRETLE einer zusätzlichen Verbrauchs- 
steuer (Treibmittelsteuer) von 50 Franken pro hl. unterworfen 
werden sollen, müßten die zu diesem Zwecke dienenden Erdöle 
zu einem um 50 Franken pro hl. erhöhten SWPTHREORESESEFONG zur 
seen Umsatzabgabe herangezogen werden. Da aber der Impor- 
teur gelegentlich der Eingangsabfertigung in der Regel noch gar 
nicht weiß, welchem Verwendungszweck das Erdöl zugeführt yorden 
wird, (ob also die Treibmittelsteuer überhaupt geschuldet ist 
kann die Treibmittelsteuer nicht ohne weiteres schon bei der 
ersten ang, pam der Einfuhr) dadurch in den der Umsatzabgabe 
zu Grunde zu legenden Wert einbezogen werden, daß sie in den 
emtlichen Durchschnittspreis eingerechnet wird (Warenpreis plus 
ae usw. plus Zoll plus Verbraucherabgabe plus Treibmittel- 
steuer). | 


) 


Zur Zeit ist hier noch nicht bekannt, welche Erfas- 
'sungsart Frankreich einschlagen wird, ob es etwa die auf die 
Treibmittelsteuer entfallende einmalige aagaDe gelegentlich des 
Umsatzes, der die Entrichtung der Treibmittelsteuer bedingt 

Umsatz des Zwischenhändlers an den Verbraucher) erfaßt. Dies 
könnte beispielsweise durch die PENRDENE eines Zuschlages zur 
TreibmittelSsteuer geschehen (8% von 50 Franken bei Erdölen = 
Fr. pro hl. 4 % von 50 Fr. bei Benzolen = 2 Franken. 

Frankreich kann aber reine auch den Weg 
wählen, daß es trotz der unterschiedlichen Steuerbelastung,der 
die Ware je nach Enrer Noktären Verwendung unterliegt, nach 
wie vor einen einheitlichen Durchschnittspreis für die Berech- 
nung der bei der Einfuhr geschuldeten einmaligen Umsatzabgabe 
vorschreibt, (etwa_einen Mittelpreis auf Grund des Prozentsatzes 
der en Erdöle, die BEEBLLUDE gcmäß als Treibmittel 
für Kraftfahrzeuge dienen, festgesetz )- 

In diesem Falle nun würden die in das Saargebiet cin- 
ee Erdöle die einmalige nnerzebgebe unter Zugrundelegung 

ieses(die Treibmittelsteuer berücksich igenden) amtlichen 

Durchschnittspreises zu entrichten haben, eine nachträgliche 


Hersnziehung 
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Heranziehung derjenigen Erdöle, die als Treibmittel für | 
Kraftfahrzeuge benutzt werden, käme im Saargebiet nicht in 


Bra, 0 Rn, 
Ahnliche Verhältnisse liegen beim Benzol vor. 


Der $ 4 des Verordnungsentwurfes nun will dem Mit- 
elied der Regierungskommission für die Finanzen die NMöglich- 
sit lassen, je nach der in Frankreich getroffenen Regelung 
die Frage der zusätzlichen Heranziehung der auf die Treib- 
mittelsteuer entfallenden Umsatzbeträge zu Ban» 8: Erdöle 
und Benzole sollen nicht etwa einer verschärften neuen Un- 


Satzabgabe unterworfen werden; es soll nur die Preisver- 


teuerung, die die als Treibmittel_für Kraftfahrzeuge dienen- 
den Erdöle und Benzole durch die Belastung mit der Treib- 


mittelsteuer erfahren, zur bestehenden Umsatzabgabe heran- 

gezogen werden nach dem allgemeinen Grundsatz des Umsatz- 

Steuerrechtes, daß die indirekten Steuern, die für eine Ware 
eschuldet sind, in das der Umsatzsteuer zu Grunde zu legen- 
ae Entgelt einzubeziehen sind. 

Auf die Frage 7 kann ich erwidern, daß bei der Ver- 
brauchssteuer persönliche Ausnahmen auf Befreiung nich 
finden, da die Durchführung dieses Grundsatzes zu der Gefahr 
von großen Unterschleifen führt. 


Zu - 4_ des Verordnu 

uchenbecker folgende 
"Statt - in Rechnung zu ziehen- , zu setzen:"in Ansatz zu 
bringen". 


sentwurfes schlägt Staatskommissar 
assung vor: 


ee: eingangs erwähnt, behielten sämtliche Fraktionen 
sich ihre endgültige Stellungnahme bis zum Plenum vor. 
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orsitzender: Das \lort hat Herr Abgeordneter Becker ! 


\bg. Becker (DF): 
Deutsche Volksgenossen! 


(Zuruf aus der Komm. Fraktion: Das ist eine Beleidigung für 
uns! 


Der heutigen Vorlage ist eine Begründung der Regie- 
rungskommission beigefügt worden, in der meines Wissens wohl 
zum ersten Mal mehr oder weniger offen zugegeben wird, daß 
diese Steuervorlagen uns gemacht worden sind, weil diese ° 
Steuer am 23.Dezember des abgelaufenen Jahres in Frankreich 
beschlossen wurde und am 1. Februar in Kraft tritt. Der Ein- 
schluß in das französische Zollregime bedingt ja bis zu einem 
gerigen Grade Gleichheit der indirekten Steuern, weil sonst 

en Steuerhinterziehungen Tür und Tot geöffnet wären. Wir ha- 
ben auch dafür Verständnis, und wir werden uns auch schließ- 
lich, nachdem wir uns 15 Jahre mit diesem Zollregime abge- 
funden haben, noch mit dem Rest in diesem Jahre abfinden kön- 
nen. Allerdings scheint man uns dieses letzte Jahr des gemein- # 
Samen er Tre ganz besonders schwer machen zu wollen. In | 
der letzten Sitzung mußte ich bereits darauf hinweisen, wie 
außerordentlich schwer die ganze Saarwirtschaft durch die | 
Heusn französischen Kontingentierungsmaßnahmen betroffen wird. 
eute muß ich erneut auf die Schäden des gemeinsamen Zollre- | 
gimes hinweisen, die für das Saargebiet entstehen. Wir haben, 
wie eben der Herr Staatskommissar bereits big 7 ter 
der Kommission die Anfrage gestellt, welche Maßnahmen die 
Regierungskommission getroffen hat, und insbesondere haben 
wir gefragt, ob die französische Regierung die Saargebiets- 
regierung vorher unterrichtet hat über eine derartig schwer- 
wiegende Maßnahme, wie die DER ÄGUNE des deutsch-französi- 
schen Handelsvertrages. Der Herr Staatskommissar hat darauf 
erwidert, daß die Einziehung von Erkundigungen sich erübrigt 
habe. Ja, wir haben, offen gestanden, keine andere Antwort | 
erwertet. Wir mußten mit dieser Antwort rechnen, und ich glau- 
be auch, daß Frankreich auf die Interessen des Saargebietes 
in dieser Beziehung sehr wenig Rücksicht genommen hat. Wir 
wissen ja, daß der Versailler Vertrag _auf der Basis geschlos- 
sen wurde:" Wehe dem Besiegten", und daß wir in dem ganzen 
Zollregime-nichts zu sagen haben und daß auf unsere_Interessen 
u. ms Rücksicht genpapen Wu. Wir waren nur Reparations- 
objekt und haben nur Fflichten erhalten und keinerlei Rechte. 
Aber es wäre doch eine Pflicht der Menschlichkeit gewesen, auf 
das Schicksal von_800 000 Menschen im Saargebiet Rücksicht zu 
nehmen, und wenn Frankreich seine Maßnahmen gänzlich ohne Be- 
fragung und ohne Berücksichtigung der Saargebietsinteressen 
etroffen hat, so beweist das, daß Herr aa 4 und Herr 
lemenceau nicht weit von einander entfernt sind, und daß 
sie im Grunde dieselbe Farbe haben. a or hat der fran- 
zösische Fropegendache? ‚Herr lanrezac, Schutz des Saargebie- 
tes verlangt, schutz durch französische Besatzung und durch 
französische oder internationale Gendarmen. Wenn Frankreich 
der Saarbevölkerung das gibt, was ihr gehört, dann ist das 
der beste Schutz für das Saargebiet. Dazu brauchen wir keine 
Gendarmen im Saargebiet . Die Regierungskommission wird wahr- 
scheinlich weiter sagen, daß sie in das französische Zollre- 
gime nichts hineinzureden habe, sie hat auf die Verhandlungen | 
mit den Wirtschaftskreisen verwiesen, aber bei diesen Verhand- | 
Jungen hat die Regierungskommission überhaupt keine, oder Ä 
fast keine Zusagen machen können. Aber solche Vorlagenrwie_ WM 
‚die heutige, ge en der Regierungskommission immer wieder Ge- WM 
legenheit, auf die Schäden des gemeinsamen Zollregimes hin- == > 
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zuweisen. Und wenn man sich veranlaßt sieht, Frankreich Mn 
| Zugeständnisse 
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Zugeständnisse zu machen, so muß man auch immer wieder be- 
tonen, daß man auch auf der anderen Seite Zugeständnisse 
machen muß. 
Ich habe beben schon GentEenteLl®, daß zum ersten 
Mal pagsgesen wird, daß eine Gleichstellung zwischen Frank- 
reich und dem Sgarzeblet erfolgen soll. Man hat zwar in der 
Begründung den Satz eingefügt, daß eine #»shal Zune dor 
a benutsungsgebilir in Deutschland als zweckmäßig_er- 
kannt wurde, und zum Ausgleich wäre die Erhöhung der Steuer 
auf flüssige Brennstoffe vorgenommen worden. Dieser Satz in 
der Begründung ist jedoch unrichtig, aber offenbar nur des- 
halb eingesetzt worden, um die Gleichstellung mit Frankreich 
wie sie erstrebt wird, zu bemänteln, denn in Deutschland 
besteht nach wie vor Bin Een Sahtes System und zwar Straßen- 
benutzungsgebühr und _Treibstoffsteuer, abgesehen davon, da 
in Deutschland neue Personenwagen gänzlich von der Steuer 
befreit sind. Mie ich schon sagte, haben wir Verständnis da- 
ür, daß in Gebieten, die, wenn auch gezwungen, im gleichen 
Zollverband sind, eine Bemzaue, Ann} 23 Suse notwendig sein 
enn. Soweit solche Maßnahmen im Interesse des Saargebietes 
unbedingt notwendig sind, will ich mich nicht dagegen wenden. 
Was die Klarheit erg De zu Frankreich betrifft, 
so stellen wir einen Fortschritt der Regierungskommission 
egen das Jahr 1926 fest. Im Jahre 1926 hat die Regierungs- 
ommission eine Erhöhung der Umsatzsteuer im Landesrat vor- 
he t und sie hat die, RrenmE nach französischem Muster 
emit begründet, daß sie erhöhten Finanzbedarf habe. Mir 
haben dann später den Rechnungsabschluß erhalten und haben 
dabei festgestellt, daß nach Äbzue des Übgrschussgs aus den 
früheren Jahren 46 Millionen Franken als_Überschuß verblie- 
ben. So sah damals der Finanzbedarf der Regierungskommi ssion 


eus, und ich habe vor einem Jahre, als wir die großen Steuer- 


nachforde rungen von seiten der Regierungskommission erhiel- 
ten, bereits auf diesen Zustand hingewiesen, denn von da an 
datiert das ganze Finanzelend im Saargebiet. Damals hatte 
man zu viel Geld und man hat sich deshalb an eine teure und 
kostspielige Verwaltung ERaRS. Auch die Erhöhung der Pe&- 
cules wurde eingeführt. 

sondern man hat die P&eculebeträge vorher zur Bank gegeben 
und hat sie nachher mit Zinsen und Zinseszinsen ausbezahlt, 
weil man glaubte, reichlich Mittel zu haben, um die Betref- 
fenden - zum großen Teil ausländische Beamte- ausreichend 
entschädigen zu können. Wenn nun heute die Finanzlage sehr 
mißlich ist - es ist Ak; wohl ein offenes Geheimnis, daß die 
Finanzlage des Sasrgebietes zurzeit nicht sehr gut ist- dann 
müssen natürlich irgendwelche gerechte Maßnahmen angestrebt 
werden. Nachdem man jetzt nicht mehr aus dem Vollen schöpfen 
kann, müßten abbauende Maßnahmen durchgeführt werden. Der 
Geldwert ist in den letzten Jahren nicht nur bei uns,sondern 
auch international außerordentlich gestiegen. Es wäre u,FE. 
durchaus berechtigt,wenn an den P&culen eine Summe von 20 
bis 25 % für Geldwerterhöhung gestrichen würde. 


(Zuruf aus der Komm. Fraktion: An dem Profit Ihres 
Parteifreundes Röchling auch !) 


je den Kommunisten gewendet) Das hat nichts damit zu tun. 
öchling bekommt ja keine Pecules. Pi 

. Der betreffende u jedenfalls nicht ge- 
schädigt, denn er würde ja den Kaufwert erhalten; den man ihm 
TeraprDc en hat. Außerdem hat er inzwischen ja schon reich- 
lich Zinsen und Zinseszinsen erhalten, wodurch er für diesen 
Ausfall voll entschädigt sein dürfte. 


Den 


lan hat nicht nur P&ecules ausbezahlt, | 
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Den zweiten Teil der Steuervorlagen, die Nineralölsteuer, 
hat die Regierungskommission mit dem Ausfall an Verbrauchssteu- 
Bin. „8180 mit dem Ausfall an Biersteuer und Branntweinsteuer be- 

ründet. 

Wie aus dem Rechnungsabschluß für das a el 1931, 
der uns gestern EugSgangen ist, hervorgeht, hat das Steuerein- 
kommen im Jahre 1951 stark rückläufige Tendenz gehabt. Im Jah- 
re 1931 sind die Ausfälle durch die Erhöhung der Zölle wettge- 
macht worden. Die Zolleinnahmen bilden über wi einen wesent- 
lichen Teil der Einnahmen der ERBERDELSEINR. ohne die Zoll- 
einnahmen wäre der Haushalt der Regierungskommission überhaupt 
nicht mehr zu halten gewesen. Diese Haupteinnahmen werden aber 
er die Kontigentierungsmaßnahmen Renz außerordentlich beein- 
flußt. Die EURER EONNE auf allen Gebieten ist ja schon so 
brutal, daß ein Ausgleich überhaupt nicht mehr gelunden werden 
kann. Gerade aus diesem Grunde würde die Regierungskommission 
gener in ureizensten Interesse handeln, wenn sie alles täte, 
Br, chädigungen durch die französischen Zollmaßnahmen abzu- 

en. 

‚. .. Zu der Vorlage selbst muß ich bemerken: 

Es ist wohl durchaus richtig, daß derjenige, der auf der Straße 
Bar. eategrochan! für jeden Kilometer zur Besteuerung heran- 
Epmgen wer en soll. Auf den ersten Blick erscheint eine Steuer 
ie jeden gefahrenen Kilometer belastet, außerordentlich gerecht 
zu sein. Bei näherem Zusehen ergeben sich dann aber mancherlei 

Möngel. Dur jeni e, der einen luxuswagen hat, mit dem er viel- 
leicht nur Sonntags BEReAeTen SOTRAFER ist, wird bei dem nun 
vorgeschlagenen Besteuerungsmodus viel weniger bezahlen müssen 
als bisher. Er hat den Vorteil,von dieser Vorlage. Anderseits 
Zerjumige, der beruflich oder aus sonstigen Gründen gezwungen 
ist, sehr viel zu fahren, muß wesentlich mehr Steuern aufbringen. 
Wer nicht so starke Mittel hat und einen alten Wagen, einen so- 
Kann Sen Benzinfresser fahren muß, der wird natürlich viel mehr 
etroffen als einer, der einen neuen Wagen, der sparsam arbeitet, 
fahren kann. Die bisherige Bang TABRU BE dagegen hatte diese al- 
ten Magen geschont insofern, als nach Tünfjähriger Zulassung 
eine Ermäßigung gewährt wurde. Auch die kommunalen Fahrzeuge, 
wie Kehrmaschinen, l\üüllabfuhrwagen und die Fahrzeuge der Feuer- 
wehr werden jetzt durch die Steuer voll erfaßt,während bisher 
diese Fahrzeuge nicht abgabepflichtig waren. Übenso ist es mit 
den Aahrusugen der Kriegsbeschädigten, die bisher von den 
Straßenbenutzungsgebühren befreit waren. 

Besonders hart werden auch die öffentlichen Unterneh- 
mungen betroffen. Es liegt uns eine Nachweisung der Arbeits- 
Eempinachaft gemeinnütziger Kraftverkehrsbetriebe vor, nach 

er diese Betriebe, es sind das die Straßenbahn Saarbrücken, 
‘Neunkirchen und noch te. hung en Löchaften, allein 

171 000 Franken für die Omnibusse, die im Saargebiet laufen 
mehr bezahlen müssen. Alle diese Unternehmungen arbeiten schon 
mit Verlusten und Zubußen. Ob man die bestehenden Tarife noch 
weiter wird erhöhen können, scheint mir außerordentlich frag- 
lich zu sein. Wie sollen diese Beträge aufgebracht werden ? 
Will man diese Iinien eingehen lassen ? Das sind alles Fragen, 
die hier gelöst werden müssen. Nun ist bei diesen Nachweisungän 
die uns von der Arbeitsgemeinschaft vorgelegt werden, noch nicht 
die Mineralölsteuer berücksichtigt. Das Benzol, das als heimi- 
sches Produkt im re erzeugt wird, wird neu ‘besteuert 
mit 62 Franken. Dazu kommt die er mit 50 Centimes 
und dazu noch 4 % Umsatzsteuer, sodaß der Liter Benzol mit ei- 
nem Schlage um 1,20 Franken höher besteuert wird als bisher. 


Da 
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Da die Omnibuslinien in der Hauptsache mit Benzol dar menge: | 
Tr— 


stens mit Benzolgemisch betrieben werden, so dürften die le 
ausgaben die genannte Zahl um das gonpel e übersteigen. Genau 
so ist es beim Lebensmittelgroßhandel. Auch dort wird fast 
eusschließlich mit Benzol gefahren. Die höheren Kosten können 
natürlich von dem Großhandel nicht getragen werden. und müssen 
notwendigerweise auf den Verbraucher abgewälzt werden und so 
die gesamte Lebenshaltung verteuern. 

Der Herr Staatskommissar hat uns heute auf unsere An- 
frage hin in der Kommissionssitzung mitgeteilt, daß in Frank- 
reich die Omnibuslinien seitens der Departements Zuschüsse 
erhalten in ähnlicher leise, wie sie bei uns seitens der _ 
Kreise gewährt wurden. Ich glaube aber kaum, daß unsere Krei- 
se derartig hohe Zuschüsse erteilen können, ‘wie sie die Um- 
nibuslinien in Frankreich erhalten. Die Zuschüsse in I'rank- 
reich sind so außerordentlich hoch, daß sie vielleicht durch 
die uagurtenents ausgegeben werden, aber in Wirklichkeit sind 
es wo 
stammen, das ein Interesse daran hat, die Omnibuslinien für 


den Kriegsbedarf bereitzustellen und möglichst stark zu machen. 


Ein wesentlicher Teil des Treibstoffbedarfs wird wieder durch 
diese Rückvergütung der Departements verbillist. ° _, 

Es ist uns ferner bekannt, daß in Frankreich die- 
Jenigen Fabriken, die eine neue Benzolanlage errichtet haben, 
2 Jahre nur 1/5 der Steuer zu zahlen haben. Es ist richtig, 
daß im Saargebiet neue Benzolanlagen nicht errichtet worden 
sind. Demgegenüber kann man aber darauf hinweisen, daß neue 

‚sgen bedeutend produktiver arbeiten,sodaß diejenigen 
französischen erke, die Neuanlagen geschaffen haben, den 
Saarländern gegenüber überlegen sind. Es_besteht die Gefahr, 
insbesondere unter Berücksichtigung des Umstandes, daß diese 
französischen Werke nur ein Fünftel der Steuer bezahlen, daß 
im Saargebiet mit geringer besteuertem französischen Benzol 
unterboten werden kann, 

| Es_kommt weiter dazu, daß in Frankreich überhaupt 
ee Benzol verfahren wird. Infolgedessen dürfte die Gefahr, 
daß der Wegfall der Benzolsteuer zu Verschiebungen, wie in 
der Begründung angeführt wird, Veranlassung geben könnte, 
nicht bestehen. | 

‚ , Wir müssen auf alle Fälle verlangen, daß von dem 
einheimischen Produkt, also dem Benzol, im Saargebiet eine 
Steuer nicht erhoben wird. Das liegt nicht nur im Interesse 
der saarländischen Verkehrswirtschaft und der Verbraucher-. 
schaft, sondern auch im erheblichen Interesse der saarländi- 
chen Arbeiterschaft, soweit sie in Kohlenbergbau_ und in der 
isenindustrie beschäftigt ist und damit auch im Interesse 
des ganzen Saarfebietes. #4 
ir machen daher der Regierungskommission den Vor- 
schlag, unter Wesfell der besonders schädlichen Benzolsteuer 
die bisherigen Straßenbenutzungsgebühren zur Hälfte beizube- 
halten und die vorgesehene Verbraucherabgabe von 50 Centimes 
auf 25 Centimes zu ermäßigen, mit anderen Worten: ein gemisch- 
tes System zwischen dem bisherigen und dem neuen System her- 
zustellen, indem beide Abgaben je zur Hälfte erhoben werden. 


erdem müssen wir besondere Ermäßigungen und Steuer- 


befreiung fordern für Wagen der Feuerwehr und der Gemeinden 

und insbesondere auch für die \lagen der Kriegsbeschädigten. 

Einer derartigen Regelung würden wir unsere Zustimmung nicht 
versagen, während wir die vorliegende Verordnung in der vor- 
liegenden Fassung ablehnen müssen. 


Staatsmittel und werden wohl aus dem Krieesministerium 
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forsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Lorenz ! 
bg. Iorenz_{KP): Wir haben heute die Verabschiedung der Verordnung 





An: UpR 


=#}. 


der Regierungskommission betr. Besteuerung der zum Antrieb 
von Kraftfchtge en dienenden flüssigen Treibnittel und die 
Besteuerung der llineralöle. 


Ich will einiges vorausschicken und zwar einmal 
die Frage stellen, warum eigentlich heute die Landesrats- 
sitzung um 10 Minuten vertagt worden ist. Sie mußte nach 
unserer Meinung vertagt werden goshalb, weil außer der 
kommunistischen Fraktion niemand mehr ım Landesrat ist, die | 
die neue Besteue der MRRERSeE eartgen AuSch die Regierungs- } 
kommission abgelehnt hat. Daß_ sowohl die Deutsche Front als | 
such die sozialdemokratische Partei die neue Steuervorlage 
der Regie skommission nicht ablehnen, geht einmal daraus 
hervor, daß die sozialdemokratische Fraktion ohne »tellung- 
nahme überhaupt den Sitzungssaal verließ. _ | 

Die Deutsche Front ist immer bereit, einer Ver- 
ordnung der Regierungskommission, wenn es sich um steuerliche 
Belastungen handelt, ihre SUR ANIDE zu geben. Das heißt 
nicht mehr und nicht weniger als daß sie bereit ist, der 
Regierungskommission 1,4 Millionen Franken neue Mittel zu 
bewilligen und abzuwälzen auf die Arbeiter und Werktätigen. 

Der zweite Anlaß, der zu den Maßnahmen des Präsiden- 
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denten in der heutigen Sitzung geführt hat, war, daß die Re- | 
EL szungekcamisnion Sinen Sozialvorlage vorbereitet zur Ver- | 
Schlechterung in Hitler-Deutschland. Die Deutsche Front wollte # 
heute herbeiführen, die Kommunistische Fraktion mundtot zu | 
machen, um die Anträge der Kriegsbeschädigten beim Raub ih- | 
rer Renten sowie auch die Anträge der anderen Rentenempfänger, | 
die davon betroffen werden, zu verhindern. Die Kommunistische 
Fraktion stellt unter Anklage, daß sowohl die Deutsche Front, 
die Regierungskommission, die Hitlerregierung in Deutschland 
und auch die französische Regierung ein gemeinsames Konsor- | 
tium gebildet haben zur Ausbeut der schaffenden Nasse. 
Das muß festgehalten werden. Die Hegierungskommission hat 
die Kanon vo renıng derart verschärft, daß man unter keinen 
Umständen dulden will, daß an den Beraplmen Ser legiezungs- 
kommission auch nur dıe geringste Kritik geübt wird. Wir 
haben gezeigt, daß man uns als Kommunistische Fraktion den 

ulkorb nicht anhängen kann. Die heutige Sitzung hat emeut 
bewiesen, daß es keine besseren Vertreter der Negierungs- 
kommission gibt als die, die täglich wie auf dem Jahrmarkt 
mit ihrem Deutschtum hausieren gehen. 


(Zuruf der Kommunisten: Sehr gut !) 
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Die neue Belastung wirkt sich außerordentlich auf die Arbei- 
ter, Mittelständler und Kleingswerbetrgibenden aus. Die ver- | 
schiedenen Kommunalverbände haben ein Schriftstück einge- 
reicht und erklärt, daß ihre Omnibusbetriebe Nankobetriebe | 
sind. Sie haben weiter erklärt, daß die neue Belastung nur E- 
etragen werden kann, wenn eine Tehrprelaegnötbpe durchge- “ 
Führt wird. Betrachten wir uns einmal die Verhältnisse eines 
Arbeiters aus Überkirchen, der nach dem Bahnhof St.endel fah- 
ren muß, ‚der drüben in Hitlerdeutschland Abgaben bezahlt, die W 
vor der Diktatur nicht zu bezahlen waren. Hier haben wir | 
das drastische Beispiel wie die Arbeiter von der Hitler- | 
diktatur und von der Regierungskommission des Saargobieten 
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susgebeutet werden. Auch beim Röchlingwerk sind Arbeiter beschäf- 
tigt, die mit diesen Omnibussen fahren. Vor wenigen Tagen ist | 
dort ein Arbeiter getötet worden durch das Antreibersysten. Die 
Regierungskommission mit Zustimmung der Deutschen Front will ha- 
ben, daß die Arbeiter noch zu Fußgehen sollen. Ein Taxameterbesit- 
zer in Saarbrücken hatte pro Jahr 1200 Franken Abgaben und nun 
soll er durch die Vorlage 2500 Franken Abgaben aufbringen. Wir 
Eragon uns als Kommunistische Fraktion, woher soll der arme 
ucker, der die 1200 Franken kaum aufgebracht hat, jetzt die 
Franken herholen. Die Vorlage der Regierungskommission ist 
eine ernsthafte Gefährdung der Existenz der a 
den. Wenn wir die vohlußiolgerung ziehen aus der Tatsache, daß 
die kleinen Leute bisher die 1200 Franken nicht aufgebracht 
haben, stehen wir nicht auf dem Standpunkt, daß die Regierungs- 
kommission einen Kompromißvorschlag machen soll, sondern da 
nur damit geholfen wird, wenn die jetzige und auch die frühere 
Steuer ogr- ein! wird. Diese Steuern müssen beseitigt werden,da 
der Kleintaxameterbesitzer diese Belastung nicht tragen kann. ı) 
Die Bevölkerung des Saargebietes hat jetz genus Steuern zu zah- 
len. Gerade jetzt in den Nonaten Februar, 
Mitteln die Nachtragssteuern eingezogen werden von den Bergarbei- 
tern, Metallarbeitern usw. die durch den Abzug der Iohnsteuer 
ihre Steuer immer pünktlich bezahlen. Nun bekommen sie ein b&- 


— 





sonderes Geschenk, indem sie 80, 100 ja sogar 150 Franken nach- | 
zahlen müssen, Wir fragen uns, wo sollen dies die Arbeiter her- 


holen _? Wo sollen sie angesichts der Tatsache, daß in den mei- 
sten Betrieben im Saargebiet kaum 18 Schichten gearbeitet wird, 
das Geld herholen ? Wir beantragen, daß die Regierungskommission. 
sofort eine Verfügung an alle Kömmunalbehörden ergehen läßt, daß 
diese Nachtragssteuera für die Arbeiter niedergeschlagen 
nicht erhoben wird. Wir haben in mehr als hundert Fällen fest- 
Be: daß, wenn die Regierungskommission keine Niederschlagung 
ieser Steuern verfügt, ohne weiteres Zwangsversteigerungen un 
sonstige Maßnahmen der Gerichtsbehörden eintreten werden. Davon 
kann die Deutsche Front nicht reden oder gar einen Antrag stellen. 
erum nicht ? Herr Becker von der Deutschen Front hat bemerkt, | 
daß_der Großhandel diese neue Belastung nicht tragen könne. Wer | 
soll denn diese Belast tragen ? Wenn der Großhandel - nach den 
Aussagen des Millionärs Becker - diese Belastung nicht tragen 
kann, dann bleiben wieder die Verbraucher übrig auf die diese 
Belastung abgewälzt wird und das sind die Bergarbeiter, die _ 
Arbeiter der Metallindustrie, denen Röchling immer erzählt, wie 
warm sein Herz schlägt für die deutsche Bevölkerung an der Saar. 
Das deutsche Herz des Herrn Röchling schlägt aber für Ausplünde- 
rung der Arbeiter mit Hilfe der u ommission. Ich er- 
innere heute noch einmal daran, daß, wenn heute ein Kleingewerbe- 
treibender aufgrund einer Vorladung zum Finanzamt muß, dann soll 
er nicht vergessen, daß ihm die Steuerlast sufgebürdet wird mit 
Zustimmung der Deutschen Front. | 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut !) 


—— en 
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Wenn wir ange eine BarıaEe erheben und über die unbe- 
streitberen Tatsachen sprechen, dann erscheinen zwei Bennte der 
blauen Polizei und verwehren mit roligeigonelt unseren Abgeord- 
neten den Eintritt in den Sitzungssaal. Das kann nur ein Fräsi- 
.. Earrahringen, das sich zusamensetzt aus Mitgliedern der 

utschen 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut !) 
Herr 
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Vorsitzender: Herr hogso vinnsor lorenz, ich bitte zum Schluß zu kom- ff 


Abg. Iorenz (AR): Ich gucke schon die ganze Zeit auf die Uhr. Wenn 
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Herr Becker hat bemerkt, daß er eine Viertelstunde außerhalb der 
Tagesordnung gesprochen habe. Wir wissen genau, .daß der Millionä 
Becker der beste Freund der sogenannten Nationalsozialistischen | 
Deutschen Arbeiter Partei ist. Wir erhalten Ordnungsrufe und ...| 


1} 
u 


| 
| 
\ 


I 
| 


(Zuruf des Vorsitzenden: Sie können gleich wieder eine 
halten! } 


Wir werden keine Sitz vorübergehen lassen ohne die Ausflün- 
derung der deutschen Arbeiter duseh die Hitlerdiktatur zu brand 
marken. Weil man mit d | 


mission. Als der Präsident hierher kam und die Fraktionsführer 
des Landesrates e fing. erklärte er uns: " Meine Herren, die 
Not ist mir bekannt, aber man kann nichts dazu tun." Die drei 
Männer, die hierher kommen, tragen vielleicht dazu bei, der 
Deutschen Front Material zur A pei sachung des Volkes ın die 
Hände zu spielen, um die Werktätigen des Saargebietes unter 
die Blutdiktatur Hitlerdeutschlands zu stellen. Wir sind der 
ffassung, daß es notwendig ist, daß alle diese 2 bekannt 
werden, damit sich nicht die Arbeiterschaft und. die Aleinhand- 
werker und armen Bauern vor den Karren des Millionenverdieners 
wehling und seines liegen Otto Wolf ebensowenig_- vor den 
Karren der französischen PubeRTerR nl Bang spannen lassen. Der Ü 
Arbeiter, der Kleinhandwerker, der Mittelständler und der Bauer 
müssen sich klar sein, wenn sie Entlastung von den ungeheuren 
Steuern haben wollen, dann müssen sie ihr Schicksal selbst 
meistern. Sie müssen den Kampf führen gegen die Regierungs- 
kommission, gegen die Ausbeutung und Ausplünderung und dann 
sind sie gewiß, daß das Theaterspiel und der Betrug und die 
Zuhälterrölle der Deutschen Front zur Regierungskommission ein | 
für alle Mal beseitigt werden. | 


- Glocke des Vorsitzenden - 


| 

| 

so viel Interesse_als der jetzige Präsident der Regie skom- | 
} 
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| SITZE 


. men, da ihre Redezeit abgelaufen ist. 


die Arbeiter und Mittelständler usw. in einer Front gemeinsam 
stehen,werden sie ihren Kampf gewinnen. So wie heute die Po- 
lizei in den Sitzungssaal kan, So werden die na Nor FM In- 
teresse des Profits beauftragt von der Regierungskomission 
jeden Kampf der Werktätigen niederzuschlagen. Die Deutsche 


Front 
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Front sagt, es ständen 95 % der Bevölkerung hinter ihr, eines 
Tages kann man schon lesen, daß es 150 % sind. Ich sage Ihnen, 
die Arbeiter haben nichts für die Bauchrutscher nach Genf übrig, 


mögen sie Röchling heißen, mögen sie Millionäre sein oder gar 
Malermeister sein. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


orsitzender: Ich rufe Sie zur Yranung, und ich mache Sie nochmals 
erauf aufmerksam, daß Ihre Redezeit abgelaufen ist. 


Abe, Lorenz (KP): Sie, die Deutsche Front, behauptet, 95 % der Bevöl- 
kerung stehen unter Ihrer Führung. Ich möchte sagen ‚daß diese 
95 % unter unserer Führung stehen, weil wir allein die Interes- 
sen der Arbeiter vertreten, und nicht nur vertreten, sondern, 
wir wollen unsere Kraft dafür einsetzen, daß der Kampf organi- | 


siert wird und unter unserer Führung auch zum »iege geführt wird. 
Man kann uns nicht mit solchen hohlen Phrasen kommen, man kann | 
heute eine Zeitung nehmen wie man will, täglich schreibt die 


hitlerdeutsche Fresse über die aufsteigende Bewegung. 
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- Glocke des Vorsitzenden - 
orsitzender: Ich bitte zum Schluß zu kommen. 


Abg. Lorenz (KP): Die Arbeiter und alle anderen Werktätigen werden 
mit vereinter Kraft dem Ausbeutersystem ein Ende bereiten. 

















Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Baltes! 


Abg. Baltes (NSDAP): Meine Dame und meine Herren! Nein Fraktionskollege 
” Becker hat darauf HEREWE LASER, daß die IL OEBSS UHR TO durch 
die Vorlage schwer betroffen werden. Ich habe diesbezüglich einen | 
Antrag zu stellen, der wie folgt lautet: | 





An den $ 1 Absatz II der Verordnung betreffend Besteuert 
der zum Antrieb der Verbrennungsmaschinen von Kraftfahrzeugen die 
nenden flüssigen Treibmittel und Besteuerung der Mineraläle, 
schließt sich folgender Absatz als Absatz III an: 


(III). Schwerkriegsbeschädigte, die zur Fortbewegung 
sich eines Kraftwagens bedienen müssen, sind von 


der im Absatz II dieser Verordnung aufgeführten 
Abgabe befreit." 


i 
N 
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Durch die vorerwähnte Verordnung ist die Vergünstigung, # 
die man den Kraftfahrzeugen von Schwerkriegsbeschädigten gemä ı 
der Verordnung über die Erhebung einer TERROR IERRTEAORNG Huhr . 
von Kraftfahrzeugen (Antsbl. der Reg.Komn.Nr. 12 vom 22. März 


1930 Nr. 136 Seite 134) im $ 22 Ziffer 6 angedeihen ließ, in m 

Nest 1 gekommen. Dieses bedeutet eine große Härte für dıe | 

Schwerkriegsbeschädigten, zumal diesen eine Entsagung an Lebens- MM 

freude durch die neu zudiktierien Abgaben auferlegt u | 
nfer 
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Opfer wagen ihrem geringen Einkommen nicht zugemutet werden 
können. Die erwähnte Vergünstigung, die nur Bezug auf das 
re persönliche und nicht auf einen geschäftlichen Be- 

rieb hatte, ist deshalb unter Umständen antragsgemäß in 
die neue Verordnung aufzunehmen." 


nn en m nn . — 
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(Zuruf der Frau Hermann (KP): Steht das auch zur Ver- | 
ordnung ? | 


orsitzender: Die Deutsche Front hat noch 3 Mimuten Redezeit! 


Abg. Baltes (DF): Noch eine Bemerkung! Die Regierungspartei des 
Hauses hat zu zagian der Sitzung den Saal verlassen. Wir 
stellen fest, daß die Sozialdemokratische Fraktion zu der 
Vorlage keine Stellung nehmen will. 


Vorditzender: Ich schließe die Sitzung (11 Uhr ). 
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